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2_BEL„ZEQLEQ

Verkündet
I m N 3 m @ n d e s V o l k e S

am 5„September 1958

Beklagten und Revisionskläger‚

gegen

Klägerin und Revisionebeklegte,

hat der 90 Senat des Bundessozialgcrichts auf die
mündliche Verhandlung vom 5„ September 1958

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil

des Landeseozinlgerichts Baden—Württemberg vom

15„ Mai 1956 aufgehoben„ Die Suche wird zur er—
neuten Verhandlung und Entscheidung an das Lan—

dessozialgericht zurückverwiesen°

Von Rechts wegen°
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„am. 9. 9-3.

Der Ehemann der Klägerin war als Kurier bei der Bauunter—

nehmung Wxxxxx & erxxx, Baustelle Zuflucht—Roßbühl bei Freu-

denstadt im Schwarzwald9 beschäftigt° Am 280 September 1940

verunglückte er tödlich auf einer Kurierfahrt zwischen ver—
schiedenen Baustellen der Firma auf der Schwarzwaldhochstraße;

Nach einem Schreiben seiner Arbeitgeberin vom 100 Oktober

1952 an das Oberversicherungsamt (OVA„) war er als Angehöri—

ger der Firma zur Organisation Todt (OT„) Oberbauleitung Freu—

denstadt, Wehrmachtspionierstab Offenburg, verpflichtet gewe—

sen° Der Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen

bezeichnete den Verstorbenen gegenüber dem Versorgungsamt

(Versorng) als Angehörigen der OT. Das VersorngHeidelberg
gewährte der Klägerin wit Bescheid vom 21° August 1941 Hinter—

bliebenenversorgung naen ler Personenschädenverordnung
(PSChVOQ) vom 10° November 1940 in Verbindung mit dem Wehr—

machtsfürsorge- und Versorgungsgesetz (WFVG)„ Außerdem er»

hielt die Klägerin von der Tiefbau—Berufsgenocsensohaft Hin-

terbliebenenrente aus der Reichsunfsllversicherungc Auf den

Versorgungsentrag der Klägerin vom 19° September 1951 lehnte

das VersorgA° mit Bescheid vom 7„ Mai 1952 Versorgung nach

dem Bundesvcreorgungsgesetz (BVG) ab, da der Ehemann—als

Firmenpersonal der OT° innerhalb der Reichsgrenzen einge—

setzt gewesen sei°

Das Soz'algericht (SG„) Mannheim hat mit Urteil vom 29„ Juli

1954 die Klage abgewiesen° Das Landessozialgericht (LSG°)
Baden—Württemberg hat mit Urteil vom 150 Mai 1956 den Beklag—

ten verurteilt‚ der Klägerin Hinterbliebenenversorgung nach

dem BVG zu gewähren„ Es hau ausgeführt, die Rechtskraftwir—

kung des @85 BVG eretreeke sich auch auf die Zugehörigkeit

zu dem geschützten Personenkreise Der noch dem BVG versor—
gungsbercchtigte Personenkreis sei mit dem Personenkreis,

der zur Zeit der Bescheiderteilung versorgungsberechtigt ge—

wesen war, identischo Der Rundeiliß des Reichsninisters des

Innern (RMdI.) vom 21„ August 1940 (RMBl„ LV° Sa 1702)

führe als versorgungsberechtigte Personen die Arbeitskräfte
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des Generelinspektors für das deutsche Straßenwesen,

die den Ausbau der Befestigungsenlagen des Westwells

durchfühlten (OT„), auf„ Jeder Körperscheden‚ den die

genannten Personen‚ sofern sie für Zwecke der Wehrmacht

eingesetzt waren9 infolge ihres Beschäftigungsverhältnis—

ses im Kampigebiet erlitten hätten, habe als Personen—

schsden im Sinn der PSchVO gegolteno lm Rundcrleß vom

24„ Dezember 1940(RÄBL iuvg 1941 s„ 23) seien die Wor—
te “im Kampfgebiet" gestrichen wordeno Mit Runderleß

vom 21„ August 1941 (RHBl° i„Vc 8° 1533) sei der ver—
sorgungsberechtigte Personenkreis wieder eingeschränkt

worden; die Angehörigen der OT„ seien nunmehr nur noch

denn versorgungsbercchtigt gewesen, wenn sie für r"wecke

der Wehrmacht eingesetzt waren und ihre Tätigkeit dem

Einsatz der Kampftruppe unmittelbar diente„ Dieser

Runderlaß habe dem Bescheid vom 210 August 1941 aber

noch nicht zugrunde gelegen, weil des entsprechende

Verkündungsblett erst am 27„ August 1941 ausgegeben wurde„

Dieselbe Rechtslage bestehe nach 5 3 Abs? 1 Buchst(] m
BVG„ Wenn im Bescheid vom 21„ August 1941 ein Einsatz

für Zwecke der Wehrmacht bejaht wurde, sei dies nach
@ 85 BVG rechtsverbindlicha Die Frage, ob der Dienst für

Zwecke der Wehrmacht geleistet worden sei, unterliege

nicht der erneuten Nachprüfungc Revision wurde zuge—
l ssenu

Gegen das Urteil ist der Beklagte Revision eingelegt und

beantragt, das Urteil des LSG„ Baden-Württemberg vom 15„

Mai 1956 aufzuheben und das Urteil des SG„ Mannheim vom
29„ Juli 1954 wieder herzustellen;

Er rügt Verletzung der @@85 und 3 Abs° 1 Buchst„ m
BVG„ @ 85 BVG erstrecke die Rechtskraftbindung lediglich

auf den K„usslzusemmenhangc Damit sei nur der Zusammen—

hang zwischen schädigendem Ereignis und Ktrperschaden

gemeint9 nicht auch der zwischen Dienstleistung und schä—

digendem Ereignis„ Der Dienst des Enemsnnes sei kein mi—

litärähnlicher Dienst im Sinn des % 5 Abso 1 Buchst„ m BVG
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_ 4 ;

gewesen, weil die Tätigkeit des Ehemannes nicht die in der

Verwaltungsvorschrift (VV,) zu @ 3 Abs° 1 Buchst° m BVG ge—
forderten Voraussetzungen erfüllec Die VV° widersprüchen
nicht dem Gesetzo Nach 5 1 BVG sei Versorgung davon abhängig,

daß die Gesundheitsstörung durch Ausübung militärischen oder

militärähnlichen Dienstes entstanden sei, Hieraus sei zu fol—

gern, daß unter den in @ 3 BVG erläuterün1militärähnlichen

Dienstverrichtungen nur solche verstanden werden könnten,

die mit den gleichen oder ähnlichen Gefahren verbunden sei—

en, wie der Ii11itärdienst° Hieran fehle es bei dem Einsatz

als Arbeitskraft während des Baues des Westwalls, Hierfür

genüge der Schutz der Reichsvereicherungsordnung° Ein weite—

rer Gesichtspunkt ergebe sich aus dem Ausschluß der Doppel—

versorgung durch @ 65 BVGo Der Begriff "Zwecke der Wehrmacht"

sei als Sondervorschrift eng auszulegen, Eine weite Ausle—

gung sei untragbara Ein Dienst für Zwecke der Wehrmacht könne

nur ein Dienet sein, der dem Einsatz der kämpfenden Truppe

unmittelbar diene, Es bestehe kein Bedürfnis, den Angehörigen

der einzelnen Baufirmen einen über die gesetzliche Kranken—,
Unfall— und Invalidenversicherung hinausgehenden Schutz

zu gewähren,

Die Klägerin hat beantragt, die Revision zurückzuweisen°

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt worden°

‘Das Urteil des LSG, wurde dem Beklagten am 22, Juni 1956 gemäf

@ 63 Abs, 2 Sozialgerichtsgeset: (SGG), 5 5 Abs, 2 Verwal—

tungszustellungsgesetz (VWZG) zugestelltc Die Revisionsschrifi

ist beim Bundessozialgericht (BSGO) am Montag, dem 23, Juli

1956 eingegangen, Die Revisionsfrist ist somit gewahrt (@ 64
Abs, 3, @ 164 Abs, 1 Satz 1 SGG), Die Revision ist auch form—

und fristgerecht begründet wordenc Sie ist infolge Zulassung

statthaft (@ 162 Abs° 1 Nr, 1 SGG)„ Sie ist sachlich begrün—
det,

;
Wie des BSG, bereits entschieden hat, ist eine nach bisheri—

gen versorgungsrechtlichen Vorschriften ergangene Entscheidung
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nach @ 85 Satz 1 BVG nicht rechtsverbindlieh für die Fra—

ge, ob der Beschädigte zu dem nach dem BVG versorgungs—

berechtigten Personenkreis gehört„ Die Bindung nach

% 85 Satz 1 BVG ergreift nur die Beurteilung9 ob eine
Gesundheitsstörung mit einer Schädigung ursächlich zu—

sammenhängt (BSG( 4 8° 21 und Urteil des erkennenden Se—

hats vom 1503(‚1957 - 9 RV 156/54L Das Gleiche muß für
die H1nterbliebenenversorgung gelten9 denn 5 85 Satz 1

BVG macht keinen Unterschied zwischen Beschädigten— und

Hinterbliebenenvereorgung( Diese Vorschrift erfaßt hier

nur die frühere Entscheidung‚ daß der Tod des Ehemanns

mit dem Kraftredunfell ursächlich zusammenhängtq Ob da—

gegen seine Tätigkeit im Rahmen der OT„ bei dem Bauunter—

nehmen Wxxxxx & Gxxxxx militärähniichen Dienst darstellte‚

"st unabhängig von früheren Entscheidungen allein nach

5 3 BVG zu prüfeno Das LSG» hat die Bedeutung des @ 85

Satz 1 BVG verkenntc Es hat von seiner Auslegung des 9 85

Satz 1 BVG aus
für Zwecke der Wehrmacht im Sinn des 5 5 Abs„ 1 Buchst„

_‘ gehend nicht geprüft‚ ob der Ehemann Dienst

m BVG geleistet hat9 sondern lediglich auf Grund der an—

genommenen Bindung nach 5 85 Satz 1 BVG einen Anspruch

der Klägerin auf Hinterhliebencnversorgung nach dem BVG

bejaht„ Diese Entscheidung beruht somit auf der u1rich—

tigen Anwendung des @ 85 BVG (@ 162 Abs„ 2 SGG)‘ Das
Urteil war daher eufzuheben„

Der Senat konnte nicht selbst entscheiden, ob der Ehe—

mann militärähnlichen Dienst nach @ 3 Abs° 1 Buchst° m
BVG geleistet hat, weil des SG„ die zu dieser Beurteilung

notwendigen Feststellungen tatsächlicher Art nicht getrof—

fen hnti Das Urteil ührt zwar aus, was die Beteiligten

über die Art und Umstände der Tätigkeit des Ehemannes

ausgesagt haben und welche-Ermittlungen das LSG„ selbst

hierzu angestellt hat; Es ist aber .icht nach 5 128 SGG

festgestellt, welchen rechtserheblichen Sachverhalt das

LSG„ insoweit als gegeben ansieht„ Die Sache war daher

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung-an das LSG“

zurückzuve‘neisen (@ 170 Abs„ 2 SGG)„
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Um einen Dienst des Ehemannes für Zwecke der Wehrmacht

im Sinn des 5 3 Abs„ 1 Buchst„ m BVG zu bejahen9 genügt es
nicht? daß mit Bescheid vom 21„ August 1941 ein Einsatz für

Zwecke der Wehrmacht nach dem Runderlaß vom 21„ August 1940
i„d„if‘° vom 243 Dezember 1940 bcjaht wurdeo Die gegenteilige

Ansicht des LSG? beruht auf seiner rechtsirrigen Auslegung

des 585 Satz " BVGO ' ‘

Bei der
Auslegung des @ 3 Abs° 1 Buchsto m BVG empfiehlt der

Senat zu bedenken? daß die Worte ”Dienst in der OT° für

ÄEE£KE-QEElFSÄEPBEPÄ" eine Einschränkung des Personenkreises

der OTo—Angehörigen schlechthin bedeuteno Der Oberbegriff des

5 3 BVG ist "militärähnlicher Dienst■a Zwischen den in £ 3
BVG aufgeführten Fällen und einem militärischcm Dienst

' müssen daher gewisse Ähnlichkeiten bestehen„ Diese können mehr

durch die Art der Heranziehung und die 0rganisationeform

(@ 3 Abs° 1 Buchst„ a, b, i, k, 0 BVG) oder mehr durch die

jeweilige Tätigkeit als solche gegeben sein (5 3 Abso 1 Buchsto

c, d‚ e9 f9 g7 h, l, m, n BVG und der Ausnahmefall des Abso 2
a„a„O„)„ Es kann dabei demnach nicht allein auf das Produkt

der Tätigkeit abgestellt werden„ Der Begriff "für Zwecke

der Wehrmacht" kann andererseits auch nicht mit Begriffen

wie "für Zwecke der Aufrüstung, Kriegführung, Reichsvertei—

digung" u„ä„ gleichgesetzt werden° Bei der totalen Kriegfüh—

rung war der überwiegende Teil aller Zivilpersonen letzten

Endes für Zwecke der Kriegführung im weiteren Sinne beschäf—

tigt„ Für diese Personen genügte der Schutz durch die Reichs—

unfallversicherungo "Für Zwecke der Wehrmacht" kann daher

nicht in dem Sinn ausgelegt werden, daß der Dienst in der
{

OT° in jedem Falle und schlechthin als Versorgungsgrund aus—

reichen würde„ Die OT„ war an sich schon eine Einrichtung,

die im Zuge der allgemeinen Aufrüstung und Kriegführung ge—

schaffen wurde„ Sie diente der Durchführung kriegsentschei—

dender Bauvorhaben aller Art° Ihr Chef war der Reichsminister

für Bewaffnung und Munition (vgl° Brl„ über die OT° vom 2„90
1943 — BGBl„ I S„ 530)„ Die OT° war daher insgesamt schon

für Zwecke der Kriegführung bestimmt (Vglo auch Bundesar—

chiv7 Zentralnachweisstelle: Die Sondcreinheiten in der
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früheren Deutschen Wehrmacht9 So 78)° Hätte das Gesetz al—

le OTo—Angehörigen ohne Untermehied der Tätigkeit — wie

etwa die Angehörigen des Reichsarbeitrdienstes in $ 3 Abs„

1 Buchst° i BVG — in den Versorgungsschutz einbeziehen wol—

len? so wäre der Zusatz "für Zwecke der Wehrmacht" ohne

Sinn„ Auch die historische Entwicklung der Versorgung der

OTo—Angehörigen nach der lSchV0, vie sie in den Runderlas—

sen des RMdI° vom 21„ August 1940, 246 Dezember 1940 und

21° August 1941 zum Ausdruck konnt, spricht für die Ausle—

gung des 5 3 Abs„ 1 Buchst„ m'BVG„

Die En scheidung, ob der Dienst für Zwecke der Wehrmacht

geleistet wurde, hängt aber davon ab, ob der Betrieb bezwo

die Arbeitseinheit‚ dem der OTo—Angehörige zugeteilt

war? für Zwecke der Wehrmacht eingesetzt war9 und ob der

OTo—Angehörige selbst im Zeitpunkt der Schädigung im

Rahmen eines solchen Einsatzes tätig ware Der Einsatz muß

in jedem Fall überwiegend militärischen Zielen gedient ha—

ben„ ' '

Das LSGO wird sich ferner auch mit der VV° Nr° 9 zu 5 3
BVG auseinanderzusetzen haben, weil der Beklagte Versor—

gung insbesondere im Hinblick auf diese VV„ abgelehnt hat°

Die VV„ Nr„ 9 zu @ 3 BVG geht auf einen hunderlaß des

Chefs des OKW vom 11° Juni 1943 zurück; darin war erläu—

tert‚ auf welche Arbeitskräfte der OT„ sich der Runderleß

vom 210 August 1941 beziehen sollte„ Die VV„ erfaßt den

Begriff "Einsatz für Zwecke der Wehrmacht" (innerhalb

der Reichsgrenzen) im wesentlichen nur von der Organisa—

tionsseite her° Unter diesem Gesichtspunkt zählt sie, von
rein äußeren Merkmalen ausgehend, die Hauptenwendungs—

fälle auf, bei deren Vorliegen ein Einsatz für Zwecke der

Wehrmacht ohne weitere Prüfung engenbmmen werden kann°

Damit erschöpft sich aber der Begriff "Einsatz für Zwek—

ke der Wehrmacht" nicht„ Es sind durchaus Fälle denkbar,

in denen trotz Fehlens der äußeren Organisationsmerk—

male wie Kasernierung‚ Unifornierung usw„‚ ein Einsatz

des OTo—Angehörigen für Uehrmechtzwecke etwa nach der

_ 8 „JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Art seiner Tätigkeit auch innerhélb der Reichegrenzen be—

jeht werden muß„ Diese Auslegung folgt einerseits aus den

einleitenden Worten der VV„ "hierunter fallen", die besagen,

daß die VVG den erfaßten Personenkreis nicht erschöpfend'
aufzählen will9 andererseits daraus, daß eine Beschränkung

des Begriffs "Einea z für Zwecke der wehrmecht" allein auf dic

in der VV„ aufgeführten Fälle eine unzulässige Einengung des

Gesetzes? das diese Einschränkung nicht enthält, bedeuten

wurde:

Von diesen Grundsätzen ausgehend wird das LSG„ zunächst zu
prüfen haben, ob bei dem Ehemann der Klägerin einer der in

der VV„ genannten Einsatzfälle gegeben wer„ Verneint es die—

se Frege„ so wird weiter zu prüfen sein, ob trotzdem hier

wegen der Art und der Umstände der Tätigkeit der Einsatz des

Verstorbenen zur Zeit des tödlichen Un alle ein solcher für

"Zwecke der Wehrmacht“ gewesen ist(;
Die Kostenentpcheidung bleibt dem Schlußurteil vorbehalten°
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